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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Verarbeitung und Nutzung der 
zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates erhobenen Daten 
- Drucksachen 14/4721, 14/5142 - 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 759. Sitzung am 16. Februar 
2001 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 
25. Januar 2001 verabschiedeten Gesetz zu verlangen, dass 
der Vermittlungsausschuss gemäß Artikel 77 Abs. 2 des 
Grundgesetzes aus folgendem Grund einberufen wird: 

Zu Artikel 1 Nr. 3a - neu - (§ 2 Abs. 4 - neu - Gesetz über 
die Verarbeitung und Nutzung der zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates erhobenen Daten) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 3 folgende Nummer 3a einzu- 
fügen: 

,3a. Dem § 2 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die für die Gewährung von Entschädigun- 
gen für Tierverluste nach §§ 66 bis 72b des Tier- 
seuchengesetzes zuständigen Stellen können die 
nach Absatz 1 übermittelten Daten, soweit das für 
die Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist, 
verarbeiten und nutzen.“ ‘ 

Begründung 

Die Tierseuchenkassen der Länder sind Organe der staat- 
lichen Tierseuchenbekämpfung. Sie arbeiten hierzu eng ins- 
besondere mit der unteren Veterinärbehörde zusammen und 
müssen deshalb die von diesen Behörden verwendeten 


Adressendateien, Betriebsnummem und Ohrmarken-Kenn- 
zeichnung mitbenutzen. Insoweit sind die Tierseuchenkas- 
sen auch zuständige Behörde im Sinne des § 2 Abs. 2 des 
Gesetzes. 

Die Zahlung von Entschädigungen an Tierhalter sowie die 
Beteiligung der Tierseuchenkassen an den Kosten von 
Schutzimpfungen und Flächenuntersuchungen sowie an den 
Kosten der Kennzeichnung der Rinder und der unschäd- 
lichen Beseitigung sind nicht nur mittelbare Maßnahmen, 
sondern unmittelbare Maßnahmen der Tierseuchenbekämp- 
fung gemäß Tierseuchengesetz. 

Der Hinweis der Bundesregierung auf die EU-rechtliche 
Definition der zuständigen Behörde, die die Tierseuchen- 
kassen nicht einschließt, wird geteilt (Gegenäußerung zur 
Stellungnahme des Bundesrates im ersten Durchgang, Bun- 
destagsdrucksache 14/4721 S. 8). Es ist aber dem Gesetzge- 
ber unbenommen, in einem nationalen Spezialgesetz eine 
zusätzliche Regelung zur Datennutzung über den EU-Nut- 
zungsbereich hinaus zu schaffen. Die vorgegebene Zweck- 
bindung der Datennutzung an die Aufgabenwahmehmung 
reicht aus, um einen Datenmissbrauch auszuschließen. 

Das Interesse der Tierseuchenkassen an Daten der nationa- 
len Datenbank ist als legitim anzusehen. 


Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 16. Februar 2001 an den Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses mit 
Abdruck an den Präsidenten des Deutschen Bundestages. 
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